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Drucksache V/3214 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. August 1968 

II/ 1 — 68070 — 5862/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG über die Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Fette. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 1. August 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Familie und Jugend 

Dr. Heck 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Verordnung Nr. 136/66/EWG über die 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Festsetzung einheitlicher Preise für Fette für 
die Gemeinschaft muß den entsprechenden Verfah- 
ren auf anderen Sektoren, die einer einheitlichen 
Preisregelung unterliegen, angepaßt werden. 

Angesichts des Fehlens einer Regelung für die 
Vorausfestsetzung von Abschöpfungen für Oliven- 
öl können sich die Importeure und Exporteure der 
Gemeinschaft bei Abschluß ihrer Verträge den Ge- 
stehungspreis nicht berechnen. Dieser Umstand 
könnte zu einer Erschwerung der normalen Ölver- 
sorgung der Gemeinschaft führen. Deshalb empfiehlt 
es sich, die Möglichkeit einer Vorausfestsetzung von 
Abschöpfungen für Olivenöl ins Auge zu fassen. 

Der Text derjenigen Artikel der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG, die sich auf die Erstattungen bei 
der Ausfuhr von Olivenöl und Ölsaaten beziehen, 
sollte mit dem Text der entsprechenden Bestimmun- 
gen harmonisiert werden, die andere der Regelung 
des Gemeinsamen Marktes unterworfene Erzeug- 
nisse betreffen. 

Artikel 35 der Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht 
vor, daß die im Anhang zu dieser Verordnung auf- 
geführten Bezeichnungen und Begriffsbestimmung 
für Olivenöl für den innergemeinschaftliichen Han- 
del und für den Handel mit dritten Ländern, außer 
für Ausfuhren nach dritten Ländern, gelten. Zweck 
dieser Bezeichnungen und Begriffsbestimmungen ist 
es, die einzelnen, in der Gemeinschaft in den Handel 
gebrachten Ölqualitäten zu vereinheitlichen und auf 
diese Weise dem Verbraucher Qualitätsgarantien 
zu bieten. Es hat sich als nützlich herausgestellt, 
diese Regelung auf die Ausfuhren nach dritten Län- 
dern auszudehnen — 


! HAT FOLGENDEN VERORDNUNG ERLASSEN: 

t 

| Artikel 1 

| Der erste Absatz von Artikel 4 der Verordnung 
1 Nr. 136/66/EWG wird durch die beiden folgenden 
j Absätze ersetzt- 
en jedem Jahr werden bis zum 1 . August nach dem 
in Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages vorgesehe- 
nen Verfahren ein einheitlicher Erz eugerrichtp reis, 
Marktrichtpreis und Interventionspreis für die Ge- 
meinschaft festgesetzt. 

Der Rat setzt jährlich bis zum 1. Oktober auf Vor- 
schlag der Kommission nach dem Abstimmungsver- 
fahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages für 
die Gemeinschaft einen einheitlichen Schwellenpreis 
für Olivenöl fest." 


Artikel 2 

Artikel 16 der Verordnung Nr. 136/66/EWG wird 
durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„1. Der bei der Einfuhr anzuwendende Abschöp- 
fungsbetrag entspricht dem am Tage der Einfuhr 
geltenden Abschöpfungsbetrag. 

Für das in Artikel 1 Absatz 2 Teil c) genannte Er- 
zeugnis kann jedoch auf Antrag des Interessenten 
unter vom Rat auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrages zu beschließenden Vorausset- 
zungen die Abschöpfung im voraus festgesetzt wer- 
den. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel sind nach dem Verfahren des Artikels 38 zu 
erlassen." 

Artikel 3 

Der Text von Artikel 18 Absatz 2 der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG wird durch folgende Fas- 
sung ersetzt: 

„2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen Re- 
geln zur Durchführung der Maßnahmen im Sinne 
dieses Artikels, insbesondere derjenigen, die die 
Gewährung der Erstattung, die Erhebung der Ab- 
schöpfung, die Festsetzung ihrer Beträge qnd ge* 
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gebenenfalls die Vorausfestsetzung der Erstattung 
betreffen. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren von Artikel 38 
erlassen“. 

Artikel 4 

Der Text von Artikel 22 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG wird durch folgende Fassung er- 
setzt: 

„1. In jedem Jahr wird bis zum 1. August ©in 
einheitlicher Richtpreis für die Gemeinschaft und 
ein Interventionsgrundpreis für jede Ölsaatenart 
festgelegt. 

Diiese Preise gelten vorbehaltlich der Bestimmun- 
gen des Artikels 25 für das gesamte dm folgenden 
Jahr beginnende Wirtschaftsjahr. Sie beziehen sich 
auf eine Standardqualität und werden auf der Groß- 
handelsstufe — ohne Steuern — festgelegt. 

Die Preise im Sinne von Absatz 1, der Interven- 
tionsort, für den der Interventionsgrundpreis be- 
rechnet wird, sowie die Standardqualität werden 
vom Rat gemäß dem Abs timmungs verfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages festgelegt. 

Der Zeitpunkt für den Beginn und das Ende des ! 
Wirtschaftsjahres werden vom Rat auf Vorschlag | 
der Kommission nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages festgelegt." 

Artikel 5 

Der Text von Artikel 28 Absatz 2 der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG wird durch folgende Fassung 
ersetzt: 

„2. Der Rat erläßt «auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen Regeln 
über die Gewährung der Erstattung, die Festsetzung 


des Erstattungsbetrages und gegebenenfalls die Vor- 
ausfestsetzung der Erstattung. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
erlassen". 

Artikel 6 

Artikel 35 der Verordnung Nr. 136/66/EWG wird 
durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Unbeschadet einer Harmonisierung der Rechts- 
| Vorschriften über Olivenöl, das zur Ernährung be- 
| stimmt ist, führen die Mitgliedstaaten für den inner- 
| gemeinschaftlichen Handel sowie für den Handel 
mit dritten Ländern die dm Anhang zu dieser Ver- 
ordnung aufgeführten Bezeichnungen und Begriffs- 
bestimmungen für Olivenöl ein." 

Artikel 7 

Zu der Verordnung Nr. 136/66/EWG wird der 
folgende Artikel 42 a hinzugefügt: 

„Zur Einstufung der unter diese Verordnung fal- 
lenden Erzeugnisse werden die allgemeinen und be- 
sonderen Tarifierungsvorschriften des Gemeinsa- 
men Zolltarifs angewendet. Das sich aus der An- 
wendung dieser Verordnung ergebende Tarif Sche- 
ma wird von dem Zeitpunkt an in den Gemeinsa- 
men Zolltarif übernommen, zu dem dieser vollstän- 
dig angewendet wird." 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die durch Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rats 
geschaffene gemeinsame Marktorganisation für 
Olivenöl trat am 10. November 1966 in Kraft. Seit- 
her hat die Erfahrung gezeigt, daß diese Organisa- 
tion einiger kleiner Änderungen bedarf, um besser 
funktionieren zu können. 

2. Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht die Mög- 
lichkeit einer Vorausfestsetzung von bei Olivenöl 
anzuwendenden Abschöpfungen nicht vor. Ange- 
sichts der erheblichen Änderungen der Abschöp- 
fung, die sich durch die Schwankungen auf dem 
Weltmarkt ergeben, und des Umstandes, daß dlie Ge- 
meinschaft im Durchschnitt Netto-Importeur von 
Olivenöl ist und ihr Defizit jedes Jahr durch Ein- 
fuhren von zwischen 50 000 und 100 000 Tonnen öl 
deckt, stellt die derzeitige Lage eine bedeutende 
Behinderung der Versorgung der Gemeinschaft dar. 
Es muß .allerdings festgestellt werden, daß das Feh- 
len eines Terminmarktes für Olivenöl Vorausfest- 
setzungen für einen längeren Zeitraum entgegensteht. 
Deshalb muß schon gleichzeitig mit dem Vorschlag, 
eine Möglichkeit für Vorausfestsetzungen zu schaf- 
fen, festgehalten werden, daß diese auf kürzeste 
Fristen zu begrenzen sind, um so zu verhindern, daß 
der Handel den Imponderabilien ausgesetzt wird, 
die sich aus dem derzeitigen Abschöpfungsverfah- 
ren ergeben. 

3. Anläßlich des Vorschlags zur Änderung der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG erscheint es zweck- 
mäßig, die Fassung von Absatz 2 der Artikel 18 


und 28 über die Regeln zur Finanzierung der Er- 
stattungen für Olivenöl und für Ölsaaten mit der 
Fassung zu harmonisieren, die vom Rat für andere 
der Regelung des Gemeinsamen Marktes unterwor- 
fene Erzeugnisse angenommen wurde. 

4. Artikel 35 der Verordnung Nr. 136/66/EWG be- 
stimmt, daß im Anhang zu der genannten Verord- 
nung aufgeführte Bezeichnungen und Begriffsbe- 
stimmungen für Olivenöl für den innergemeinschaft- 
lichen Handel und für den Handel mit dritten Län- 
dern gelten, ausgenommen für Ausfuhren in dritte 
Länder. Diese Bezeichnungen und Begriffsbestim- 
mungen entsprechen denen des Anhangs A zum 
„Accord International sur l'huile d'olive" („Inter- 
nationales Olivenölabkommen") von 1963, dem die 
Regierungen Italiens, Frankreich und Belgiens (na- 
mens der Belgisch-Luxemburgischen Wirtschafts- 
union) angehören. Artikel 9 dieses Abkommens 
sieht eine Verbindlichkeit der besagten Bezeichnun- 
gen und Begriffsbestimmungen für den internatio- 
nalen Warenverkehr vor. Es erscheint daher ange- 
bracht, Verordnung Nr. 136/66/EWG entsprechend 
zu ändern. 

5. Bei dieser Gelegenheit erscheint es auch zweck- 
mäßig, eine Harmonisierung der Verfahren zur Fest- 
setzung der Preise für Olivenöl sowie für Ölsaaten 
mit den für -andere landwirtschaftliche Erzeugnisse 
geltenden Verfahren vorzusehen. Es wird daher eine 
Änderung der Artikel 4 und 22 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG vorgeschlagen. 
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